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Entwurf 

Kirchengesetz über den kirchenmusikalischen Dienst  

in der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers  

(Kirchenmusikgesetz – KMG) 

 

Vom 
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Abschnitt 1: Grundlegende Bestimmungen 

 

§ 1 
Auftrag der Kirchenmusik 

1Kirchenmusik ist Kommunikation des Evangeliums. 2In ihren unterschiedlichen Stilformen 

ist sie eigenständiger Ausdruck des Glaubens in Lob, Klage, Bitte und Dank. 3Sie leistet 
einen unverzichtbaren Beitrag zum kirchlichen Leben. 4Zugleich hat sie die Kraft, viele 
Menschen unabhängig von deren kirchlicher Bindung zu erreichen.  
5Damit ist sie Ausdruck der öffentlichen Präsenz des Evangeliums und wichtiger Teil des 
kulturellen Lebens der Gesellschaft. 
 

 
§ 2 

Grundsätze des kirchenmusikalischen Dienstes 

(1) 1Der kirchenmusikalische Dienst ist Teil des kirchlichen Verkündigungsdienstes. 2Der 
Auftrag der Kirchenmusik verleiht ihm geistlichen Inhalt, liturgische Verantwortung und 
gesellschaftliche Bedeutung. 

(2) 1Der kirchenmusikalische Dienst kann ehrenamtlich oder in einem Beschäftigungsver-

hältnis ausgeübt werden. 2Er setzt eine angemessene Qualifikation voraus.  

(3) 1Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker arbeiten mit anderen ehrenamtlich oder be-

ruflich Mitarbeitenden zusammen. 2Die Leitungsorgane der kirchlichen Körperschaften, in 
denen sie beschäftigt oder eingesetzt sind, sollen die Bildung interprofessioneller Teams 
fördern.  
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§ 3 

Ehrenamtlicher Dienst 

(1) 1Ehrenamtliche Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker leisten ihren Dienst insbe-

sondere in der musikalischen Gestaltung des Gottesdienstes oder in der Leitung eines Cho-
res, einer Instrumentalgruppe oder einer Band. 2Die sonstigen Mitwirkenden in diesen 
Gruppen sind ebenfalls ehrenamtlich Mitarbeitende der Kirche, aber keine Kirchenmusike-
rinnen oder Kirchenmusiker im Sinne dieses Gesetzes. 

(2) 1Ehrenamtliche Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker haben Anspruch auf Erstat-
tung ihrer notwendigen Auslagen. 2Sie können eine Aufwandsentschädigung erhalten, die 

ihrer Qualifikation angemessen ist. 3Das Nähere ist im Rahmen der allgemeinen Bestim-
mungen über Aufwandsentschädigungen für einen ehrenamtlichen Dienst durch eine 
Rechtsverordnung zu regeln. 

(3) 1Soweit sie nicht das Bestehen eines Beschäftigungsverhältnisses voraussetzen, gelten 

die Regelungen über Rechte und Pflichten von Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusikern 
auch für ehrenamtlich Mitarbeitende. 2Dasselbe gilt für die Begleitung des Dienstes durch 

die Fachaufsicht (§§ 17 und 19). 

 
 

§ 4 

Stellenprofile des beruflichen Dienstes 

(1) 1Die C-Stelle ist eine Stelle mit kirchenmusikalischen Anforderungen, die eine Ausbil-

dung, aber kein Hochschulstudium erfordern. 2Sie wird in der Regel nicht in Vollzeitbe-
schäftigung wahrgenommen.  

(2) 1Die B-Stelle zeichnet sich durch einen besonderen künstlerischen, liturgischen und 

musikpädagogischen Auftrag aus. 2Sie soll in Vollzeitbeschäftigung wahrgenommen wer-
den. 3Unterhälftige Stellen sind mit Zustimmung der zuständigen Kirchenmusikdirektorin 
oder des zuständigen Kirchenmusikdirektors zulässig. 

(3) 1Die A-Stelle ist eine herausragende professionelle Kirchenmusikstelle von besonderer 
Bedeutung. 2Sie zeichnet sich über den Auftrag einer B-Stelle hinaus durch einen beson-
deren Schwerpunkt mit regionaler oder überregionaler Ausstrahlung aus. 3Absatz 2 Sätze 
2 und 3 gelten entsprechend. 

(4) 1Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker in A- und B-Stellen haben eine besondere 
Verantwortung für die Vermittlung der Kirchenmusik innerhalb und außerhalb der Kirche 
sowie für die Aus- und Fortbildung von Nachwuchskräften. 2Soweit in der Dienstanweisung 

nicht etwas anderes geregelt wird, geschieht die Erteilung von Einzelunterricht an einem 
Instrument oder im Gesang im Rahmen einer freiberuflichen Nebentätigkeit. 3Die Orgel 
und andere vorhandene Musikinstrumente sollen dabei für den Unterricht und das Üben 
unentgeltlich zur Verfügung stehen.  

(5) 1Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker in A- und B-Stellen führen die Dienstbe-
zeichnung „Kantorin“ oder „Kantor“. 2Je nach dem inhaltlichen Profil der Stelle kann die 
Bezeichnung im Dienst- oder Gestellungsvertrag konkretisiert werden. 
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(6) 1Posaunenwartinnen und Posaunenwarte sind Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusi-
kern in A- oder B-Stellen gleichgestellt. 2Sie führen die Dienstbezeichnung „Landesposau-
nenwartin“ oder „Landesposaunenwart“, wenn sie Aufgaben auf landeskirchlicher Ebene im 
Posaunenwerk wahrnehmen.  

 

 
Abschnitt 2: Anstellungsvoraussetzungen 

 

§ 5 

Regelausbildung und -studium  

(1) Die Anstellung als Kirchenmusikerin oder Kirchenmusiker setzt in der Regel das Beste-
hen einer Kirchenmusikprüfung voraus. 

(2) Als Kirchenmusikerin oder Kirchenmusiker auf einer A-Stelle darf angestellt werden, 

wer eine entsprechende Kirchenmusikprüfung nachweist (Master of Music [Diploma Supp-
lement: Evangelische Kirchenmusik] oder A-Prüfung). 

(3) Als Kirchenmusikerin oder Kirchenmusiker auf einer B-Stelle darf angestellt werden, 
wer eine entsprechende Kirchenmusikprüfung nachweist (Bachelor of Music [Diploma 
Supplement: Evangelische Kirchenmusik] oder B-Prüfung). 

(4) 1Alle anderen kirchenmusikalischen Stellen sind C-Stellen. 2Bei einer Anstellung soll 
durch eine Kirchenmusikprüfung die Befähigung nachgewiesen werden, den geforderten 

Dienst angemessen versehen zu können (C- oder D-Prüfung). 

(5) Das Nähere zur C- und D-Ausbildung und zu der entsprechenden Prüfung ist in einer 

Rechtsverordnung zu regeln. 

(6) Für die Fachberaterinnen und Fachberater in der Posaunenchorarbeit gelten abwei-

chende Regelungen, die in einer Rechtsverordnung beschrieben werden können. 
 

§ 6 

Alternative Qualifikationen, Ausnahmefälle 

(1) 1Das Landeskirchenamt kann eine anderweitig abgelegte Prüfung im Einvernehmen mit 
der Landeskirchenmusikdirektorin oder dem Landeskirchenmusikdirektor ganz oder teil-
weise als gleichwertige Prüfung anerkennen, wenn die Gleichwertigkeit mit den Anforde-

rungen nach § 5 durch die vorgelegten Zeugnisse nachgewiesen wird. 2Die Anerkennung 
begründet keinen Anspruch auf eine Anstellung. 

(2) Wenn eine andere Prüfung nur teilweise anerkannt werden kann, ist in den fehlenden 
Fächern eine Ergänzungsprüfung abzulegen. 

(3) 1
Im Einzelfall können auf einer A- oder B-Stelle auch Personen angestellt werden, die 

die erforderliche Prüfung nicht abgelegt haben oder deren Prüfung nicht oder nur zum Teil 
als gleichwertig anerkannt werden kann. 2Die Anstellung bedarf der Genehmigung durch 

das Landeskirchenamt.  

(4) Das Nähere wird durch eine Rechtsverordnung geregelt.  
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§ 7 

Berufseinstiegsjahr 

(1) Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker sollen ein Berufseinstiegsjahr absolviert ha-

ben, bevor sie die erste A- oder B-Stelle antreten. 

(2) Das Berufseinstiegsjahr kann durch eine mindestens zweijährige begleitete Berufsein-

führung oder durch eine mindestens zweijährige Tätigkeit in einer A- oder B-Stelle in einer 
anderen Landeskirche ersetzt werden. 

(3) Das Nähere wird durch eine Rechtsverordnung geregelt. 

 

Abschnitt 3: Anstellung 

 
§ 8  

Grundsätze 

(1) 1Kantorinnen und Kantoren, die in einer A- oder B-Stelle tätig sind, üben ihren Dienst 

in einem Beschäftigungsverhältnis mit der Landeskirche aus. 2Sie werden in einer Kirchen-
gemeinde, im Bereich der regionalen Zusammenarbeit von Kirchengemeinden oder im Be-
reich eines Kirchenkreises eingesetzt. 3Nach Anhörung  der Landeskirchenmusikdirektorin 

oder des Landeskirchenmusikdirektors ist die Beschäftigung in einem Beschäftigungsver-
hältnis mit einer diakonischen Einrichtung oder einer anderen rechtlich selbstständigen 
Einrichtung zulässig, die der Landeskirche nach Artikel 18 der Kirchenverfassung zugeord-

net ist.  

(2) 1Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker, die in einer C-Stelle tätig sind, sollen ihren 

Dienst in einem Beschäftigungsverhältnis mit dem Kirchenkreis ausüben. 2Sie werden in 

einer Kirchengemeinde, im Bereich der regionalen Zusammenarbeit von Kirchengemeinden 
oder im Bereich des Kirchenkreises eingesetzt. 

(3) Die Landesposaunenwartinnen und Landesposaunenwarte üben ihren Dienst in einem 

Beschäftigungsverhältnis mit der Landeskirche aus. 

(4) Für freiberuflich tätige Leitungen von Chören und Instrumentalgruppen gelten die Re-

gelungen über die Begleitung dieses Dienstes durch die Fachaufsicht (§§ 17 und 19) ent-

sprechend. 

 
§ 9 

Gestellung bei A- und B-Stellen 

(1) 1Kantorinnen und Kantoren in landeskirchlicher Anstellung, die in einer Kirchenge-
meinde, im Bereich der regionalen Zusammenarbeit von Kirchengemeinden oder im Be-

reich eines Kirchenkreises eingesetzt werden sollen, werden auf Antrag des zuständigen 
Kirchenkreisvorstandes zur Dienstausübung in diesem Kirchenkreis gestellt. 2Inhalt und 
Verfahren der Gestellung werden in einem Gestellungsvertrag zwischen der Landeskirche 

und dem Kirchenkreis geregelt. 

(2) 1Die Landeskirche kündigt den Gestellungsvertrag, wenn die gestellte Kantorin oder 

der gestellte Kantor in einem Besetzungsverfahren für eine andere Stelle ausgewählt 
wurde. 2Bei nachhaltigen Störungen in der Zusammenarbeit zwischen einer Kantorin oder 
einem Kantor und einer kirchlichen Körperschaft, in deren Bereich sie oder er eingesetzt 
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ist, sollen die betroffene Person, das Landeskirchenamt, die für die Fachaufsicht Zuständi-
gen und der Kirchenkreis einvernehmlich nach Möglichkeiten eines Stellenwechsels suchen.  

 
§ 10 

Besetzungsverfahren 

(1) 1Beantragt ein Kirchenkreisvorstand die Gestellung einer Kantorin oder eines Kantors, 
so übermittelt er dem Landeskirchenamt einen Entwurf des Ausschreibungstextes sowie 

die Grundzüge der Stellenbeschreibung und der Dienstanweisung. 2Die zuständige Kirchen-
musikdirektorin oder der zuständige Kirchenmusikdirektor muss diesen Texten vorher zu-
stimmen. 

(2) 1Das Landeskirchenamt schreibt die Stelle im Namen der Landeskirche aus. 2Einge-
hende Bewerbungen leitet das Landeskirchenamt nach Anhörung der Landeskirchenmusik-
direktorin oder des Landeskirchenmusikdirektors an den Kirchenkreisvorstand und die Kir-

chenmusikdirektorin oder den Kirchenmusikdirektor weiter. 3Zur Auswahl der einzuladen-
den Bewerberinnen und Bewerber kann das Landeskirchenamt auf Vorschlag der Kirchen-
musikdirektorin oder des Kirchenmusikdirektors Empfehlungen aussprechen. 4Es kann da-

bei auch andere Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker berücksichtigen, die sich nicht 
beworben haben. 5Es soll eigene Vorschläge übermitteln, wenn auf die Ausschreibung keine 
Bewerbungen eingegangen sind. 

(3) 1Die Durchführung des Auswahlverfahrens liegt in der Zuständigkeit des Kirchenkreis-
vorstandes. 2Die Kirchenmusikdirektorin oder der Kirchenmusikdirektor ist während des 
gesamten Auswahlverfahrens zu beteiligen. 3Sie oder er sorgt für die laufende Abstimmung 

mit der Landeskirchenmusikdirektorin oder dem Landeskirchenmusikdirektor. 

(4) 1Der Kirchenkreisvorstand bildet einen Besetzungsausschuss. 2Diesem gehören Vertre-
terinnen und Vertreter der kirchlichen Körperschaften an, in denen die Kantorin oder der 

Kantor eingesetzt werden soll. 3Dazu gehören auch Vertreterinnen oder Vertreter der Grup-
pen, die von der Kantorin oder dem Kantor geleitet werden sollen. 4Dasselbe gilt für Ver-
treterinnen und Vertreter von Vereinen oder anderen Personenvereinigungen, die die Fi-

nanzierung oder die Ausstattung der Stelle unterstützen. 

(5) 1Zum Auswahlverfahren gehören mindestens ein Bewerbungsgespräch und eine prak-
tische Vorstellung. 2Die Anwesenheit der zuständigen Fachaufsicht oder ihrer Vertretung 

ist dabei erforderlich. 

(6) Die Auswahl einer Bewerberin oder eines Bewerbers, die oder der noch nicht als Kan-
torin oder Kantor im Bereich der Landeskirche beschäftigt ist, bedarf der Zustimmung 

durch die Landeskirchenmusikdirektorin oder den Landeskirchenmusikdirektor. 

 

§ 11 

Stellenplanung 

(1) 1Die Kirchenkreise berücksichtigen bei der Planung von Stellen die Vielfalt von Profilen 

der Kirchenmusik. 2Sie sorgen insbesondere für einen ausreichenden Umfang sowie eine 
ausreichende Zahl von A- und B-Stellen und für deren angemessene regionale Verteilung. 
3Sie arbeiten mit der landeskirchlichen Fachaufsicht zusammen und berücksichtigen deren 

Stellungnahmen bei Entscheidungen über die Stellenplanung. 

(2) Durch eine Rechtsverordnung können nähere Regelungen getroffen werden. 
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Abschnitt 4: Dienst der Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker 

§ 12  

Aufgaben 

(1) 1Der Dienst der Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker umfasst die Ausübung und 
Pflege der gesamten Kirchenmusik. 2Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker sind mit-

verantwortlich für die Gestaltung und Entwicklung des kirchlichen Lebens in ihrem Zustän-
digkeitsbereich. 3Das kirchenmusikalische Leben gestalten sie selbstständig und eigenver-
antwortlich. 4Unter Berücksichtigung der örtlichen Gegebenheiten sorgen sie für die musi-

kalische Gestaltung der Gottesdienste, fördern den Gemeindegesang und das Singen mit 
Kindern, leiten Chor- und Instrumentalgruppen, pflegen das Orgelspiel und vermitteln in 
kirchenmusikalischen Veranstaltungen geistliche Inhalte. 5Sie wecken und fördern die mu-

sikalischen Gaben und Kräfte der Menschen in ihrem Zuständigkeitsbereich. 

(2) 1In der Dienstanweisung können Schwerpunkte in der kirchenmusikalischen Arbeit ge-
bildet oder nähere Aussagen zum inhaltlichen Profil der Stelle getroffen werden. 2Dabei 

kann näher festgelegt werden, welche Aufgaben in welchem Umfang auszuüben sind. 3Die 
Dienstanweisungen für Kantorinnen und Kantoren, die in einer A- oder B-Stelle tätig sind, 
bedürfen der Zustimmung durch die zuständige Kirchenmusikdirektorin oder den zustän-

digen Kirchenmusikdirektor. 

(3) 
1Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker sind für die Pflege der Orgel und der anderen 

vorhandenen Musikinstrumente verantwortlich. 2Sie sind verpflichtet, Mängel, die sie nicht 

selbst beheben können, unverzüglich dem Eigentümer mitzuteilen.  

(4) 1Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker gestalten das kulturelle Leben der Gesell-
schaft mit. 2Sie können daher in öffentlichen Veranstaltungen auch Werke aufführen, die 

nicht unmittelbar der Verkündigung des Evangeliums dienen. 

 

§ 13 

Rechte und Pflichten 

(1) 1Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker sind im Rahmen ihrer Dienstanweisung be-
rechtigt und verpflichtet, ihren Dienst bei allen Gottesdiensten auszuüben. 2Sie sind für die 
musikalische Gestaltung der Gottesdienste verantwortlich. 3Hierzu ist ein enges Zusam-

menwirken mit den anderen Beteiligten erforderlich. 4Die Vorbereitung eines Gottesdiens-
tes einschließlich der Auswahl der Gemeindegesänge liegt in der gemeinsamen Verantwor-
tung der Kirchenmusikerin oder des Kirchenmusikers und der liturgisch leitenden Person. 
5Die Gestaltung und Terminierung von Gottesdiensten soll einvernehmlich und rechtzeitig 

geplant werden. 

(2) 1Wenn grundsätzliche Fragen ihres Aufgabenbereiches beraten werden, sind Kirchen-

musikerinnen und Kirchenmusiker berechtigt und verpflichtet, an den Sitzungen des Lei-
tungsgremiums der kirchlichen Körperschaft, in deren Bereich sie eingesetzt sind, teilzu-
nehmen. 2Das Leitungsgremium soll sie in regelmäßigen Abständen, mindestens aber ein-

mal im Jahr, zu einer Sitzung einladen. 
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Abschnitt 5: Begleitung des Dienstes 

§ 14 

Fort- und Weiterbildung 

(1) Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker sind berechtigt und verpflichtet, sich regel-
mäßig fortzubilden. 

(2) 1Berufsanfängerinnen und Berufsanfänger werden in den ersten Dienstjahren beson-
ders begleitet. 2Sie sind zur Teilnahme an Kursen für Kirchenmusikerinnen und Kirchen-
musiker in den ersten Dienstjahren verpflichtet. 3Das Nähere wird durch eine Rechtsver-

ordnung geregelt. 

(3) 1Alle Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker, die in einem Beschäftigungsverhältnis 
stehen, sind verpflichtet, einmal jährlich an den Treffen der Kirchenmusikerinnen und Kir-

chenmusiker im Kirchenkreis (§ 17 Absatz 3) teilzunehmen. 2Kantorinnen und Kantoren 
sind verpflichtet, an den Konventen im Fachaufsichtsbezirk (§ 21) und in der Landeskirche 
(§ 24 Absatz 1 Nummer 5) teilzunehmen. 

 
§ 15 

Dienstaufsicht 

(1) Die Dienstaufsicht erstreckt sich auf die Erfüllung der dienstlichen Aufgaben und die 
Beachtung des in der Landeskirche geltenden Rechts. 

(2) 1Gegenüber Kantorinnen und Kantoren in landeskirchlicher Anstellungsträgerschaft übt 

die zuständige Superintendentin oder der zuständige Superintendent die Dienstaufsicht 
aus. 2Sie oder er ist in Vertretung für den Kirchenkreisvorstand weisungsberechtigt. 

(3) Die Dienstaufsicht gegenüber Kirchenmusikdirektorinnen und Kirchenmusikdirektoren 

sowie gegenüber der Landeskirchenmusikdirektorin oder dem Landeskirchenmusikdirektor 
übt das Landeskirchenamt aus. 

(4) In den übrigen Fällen liegt die Dienstaufsicht beim Anstellungsträger und dessen Lei-

tungsorgan. 

 

§ 16 

Aufgaben der Fachaufsicht, Zuständigkeiten 

(1) 1Die Fachaufsicht fördert die Ausübung des kirchenmusikalischen Dienstes und sorgt 
für die Gewinnung und Förderung von Nachwuchskräften in den unterschiedlichen Profilen 

der Kirchenmusik. 2Sie soll das Bewusstsein für die Bedeutung der Kirchenmusik in Kirche 
und Öffentlichkeit stärken. 3Bei Meinungsverschiedenheiten soll sie zu einem Ausgleich 
beitragen.  

(2) Die Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker sowie die Anstellungsträger und Dienst-
vorgesetzten haben in allen kirchenmusikalischen Fragen Anspruch auf Beratung und Un-
terstützung durch die zuständige Fachaufsicht. 

(3) Die Anstellungsträger und Dienstvorgesetzten sind im Rahmen der Bestimmungen die-
ses Kirchengesetzes verpflichtet, die zuständige Fachaufsicht bei der Errichtung, Änderung, 
Ausschreibung und Besetzung von Kirchenmusikstellen sowie bei der Formulierung von 
Dienstanweisungen für Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker zu beteiligen. 
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(4) Die Fachaufsicht wird durch folgende Stellen wahrgenommen: 

1. für den Bereich der Landeskirche durch die Landeskirchenmusikdirektorin oder den Lan-
deskirchenmusikdirektor,  

2. für alle A- und B-Stellen in den Kirchenkreisen, die zum Bereich eines landeskirchlichen 

Fachaufsichtsbezirks gehören, durch die Kirchenmusikdirektorin oder den Kirchenmusikdi-
rektor, 

3. für alle anderen Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker im Bereich eines Kirchenkrei-

ses durch die Kreiskantorin oder den Kreiskantor (Kreiskantorat), 

4. für die Posaunenchorarbeit in deren Aufsichtsbezirken durch die Landesposaunenwar-
tinnen und Landesposaunenwarte. 

(5) 1In Ergänzung zur Fachaufsicht können spezielle Aufgaben der Fachberatung von Be-
auftragten für Band, Popchor, Gospel, Arbeit mit Kindern und Jugendlichen, Singen und 

andere Fachbereiche wahrgenommen werden. 2Das Nähere wird durch eine Rechtsverord-
nung geregelt. 

(6) 1Die verschiedenen Stellen der Fachaufsicht stimmen sich bei der Wahrnehmung ihrer 

Aufgaben untereinander ab. 2Sie stimmen sich außerdem mit der zuständigen Orgelreviso-
rin oder dem zuständigen Orgelrevisor ab, wenn von der Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
Orgeln betroffen sind. 

 

§ 17 

Aufgaben des Kreiskantorats 

(1) 1Das Kreiskantorat fördert das kirchenmusikalische Leben im Kirchenkreis und dessen 
stilistische Vielfalt. 2Es achtet darauf, dass die Belange der Kirchenmusik im Kirchenkreis 
und in allen zum Kirchenkreis gehörenden Körperschaften angemessen zur Geltung kom-

men. 

(2) Das Kreiskantorat hat insbesondere folgende Aufgaben: 

1. 1Es berät die Leitungsorgane des Kirchenkreises sowie die Leitungsorgane der kirchli-
chen Körperschaften im Kirchenkreis in allen kirchenmusikalischen Angelegenheiten. 2Es 
ist insbesondere in die Entwicklung der Konzepte für das Handlungsfeld Kirchenmusik und 
kirchliche Kulturarbeit nach den Bestimmungen des Finanzausgleichsgesetzes einzubezie-

hen.  

2. Es ist berechtigt und verpflichtet, dem Kirchenkreisvorstand mindestens einmal jährlich 
in einer Sitzung (§ 50 Absatz 1 der Kirchenkreisordnung) über die bisherige und die ge-

plante Arbeit zu berichten. 

3. 1Es wirkt bei der Errichtung, Ausschreibung und Besetzung von Kirchenmusikstellen so-
wie bei den Visitationen im Kirchenkreis mit, soweit nicht die Kirchenmusikdirektorin oder 

der Kirchenmusikdirektor (§ 19 Absatz 2 Nummer 4) oder die Landesposaunenwartin oder 
der Landesposaunenwart (§ 23 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1) zuständig ist. 2Es soll auch bei 
der Beauftragung ehrenamtlicher oder freiberuflich tätiger Kirchenmusikerinnen und Kir-
chenmusiker mitwirken. 

4. Es berät und unterstützt die Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker im Kirchenkreis.  
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5. Es wirkt bei der Ausbildung kirchenmusikalischer Nachwuchskräfte mit und sorgt für das 
Angebot kirchenmusikalischer Fortbildungen. 

6. Es ist nach den Vorgaben der Landeskirchenmusikdirektorin oder des Landeskirchenmu-
sikdirektors für die Erhebungen über die Musik bei kirchlichen Veranstaltungen verantwort-
lich, die der Erfüllung der Pauschalverträge zwischen der Evangelischen Kirche in Deutsch-

land und der Gesellschaft für musikalische Aufführungs- und mechanische Vervielfälti-
gungsrechte, der Verwertungsgesellschaft Musikedition und ähnlicher Verträge dienen. 

(3) 1In Absprache mit der Kirchenmusikdirektorin oder dem Kirchenmusikdirektor sowie 

der Superintendentin oder dem Superintendenten lädt das Kreiskantorat mindestens ein-
mal jährlich zu einem Treffen der ehrenamtlich oder beruflich tätigen Kirchenmusikerinnen 
und Kirchenmusiker im Kirchenkreis ein. 2Dieses Treffen soll dem Austausch, der Vernet-
zung und der Fortbildung dienen. 3Die Vertreterinnen und Vertreter der kirchenmusikali-

schen Verbände sollen eingeladen werden.  

 

§ 18 

Beauftragung und Finanzierung des Kreiskantorats 

(1) 1Im Einvernehmen mit der Kirchenmusikdirektorin oder dem Kirchenmusikdirektor und 

der Landeskirchenmusikdirektorin oder dem Landeskirchenmusikdirektor beauftragt der 
Kirchenkreisvorstand eine Kantorin oder einen Kantor mit der Wahrnehmung der Aufgaben 
des Kreiskantorats. 2Die beauftragte Person soll ihren Dienstsitz im Bereich des Kirchen-

kreises haben. 3Bei Bedarf können mehrere Personen beauftragt werden. 

(2) Die Kosten für die Fachberatung durch das Kreiskantorat trägt der Kirchenkreis. 

 

§ 19 

Aufgaben der Kirchenmusikdirektorinnen und Kirchenmusikdirektoren 

(1) 1Die Kirchenmusikdirektorinnen und Kirchenmusikdirektoren sorgen für eine Vernet-
zung der für die Kirchenmusik Verantwortlichen, insbesondere der Kreiskantorate sowie 
der Stellen für die Aus- und Fortbildung in ihrem Fachaufsichtsbezirk und im Sprengel. 2Sie 

fördern die stilistische Vielfalt und die konzeptionelle Weiterentwicklung der Kirchenmusik. 
3Dabei arbeiten sie mit den Regionalbischöfinnen und Regionalbischöfen sowie den Super-
intendentinnen und Superintendenten zusammen.  

(2) Die Kirchenmusikdirektorinnen und Kirchenmusikdirektoren haben insbesondere fol-
gende Aufgaben: 

1. Sie nehmen regelmäßig, mindestens einmal jährlich, als Gast an den Beratungen der 

Ephorenkonferenz des Sprengels teil. 

2. Sie beraten die Kirchenkreise bei der Planung, Ausschreibung und Besetzung von A- und 
B-Stellen.  

3. Sie wirken bei der Konzeptentwicklung der Kirchenkreise für das Handlungsfeld Kirchen-
musik und kirchliche Kulturarbeit nach den Bestimmungen des Finanzausgleichsgesetzes 
mit und fördern die Zusammenarbeit der Kirchenkreise, insbesondere im Bereich der Aus- 

und Fortbildung. 
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4. Sie sind zuständig für die kirchenmusikalischen Visitationen der Kirchenkreise sowie der 
A- und B-Stellen in ihrem Fachaufsichtsbezirk.  

5. Sie stellen die dezentrale C- und D-Ausbildung sicher, sorgen für regionale Angebote 
zur Fort- und Weiterbildung und leiten die Abnahme der C- und D-Kirchenmusikprüfungen. 

(3) 1Bei Verhinderung im Einzelfall kann sich die Kirchenmusikdirektorin oder der Kirchen-

musikdirektor in Absprache mit der Landeskirchenmusikdirektorin oder dem Landeskir-
chenmusikdirektor durch eine Kreiskantorin oder einen Kreiskantor vertreten lassen. 2Bei 
einer Abwesenheit von mehr als sechs Wochen regelt das Landeskirchenamt die Vertre-
tung.  

 

§ 20 

Beauftragung und Finanzierung der Kirchenmusikdirektorinnen und Kirchen-
musikdirektoren, Fachaufsichtsbezirk 

(1) 1Die Kirchenmusikdirektorin oder der Kirchenmusikdirektor wird mit Zustimmung der 

Landeskirchenmusikdirektorin oder des Landeskirchenmusikdirektors durch das Landeskir-
chenamt berufen. 2Für das Besetzungsverfahren gilt § 10 Absatz 2 bis 6 entsprechend. 

(2) 1Der Dienstsitz einer Kirchenmusikdirektorin oder eines Kirchenmusikdirektors ist in 
der Regel an einer A- oder B-Stelle angesiedelt, die eine überregionale Ausstrahlung hat 
und grundsätzlich den Beschäftigungsumfang einer vollen Stelle erfordert. 2Das Landeskir-

chenamt kann Vorgaben zur Ausstattung der Stelle mit Personal- und Sachmitteln machen. 

(3) 1Der Fachaufsichtsbezirk besteht aus mehreren Kirchenkreisen. 2Die Abgrenzung der 

Bezirke wird durch das Landeskirchenamt unter Mitwirkung der Landeskirchenmusikdirek-
torin oder des Landeskirchenmusikdirektors festgelegt. 3Vor einer Änderung der Abgren-
zung sind die betroffenen Regionalbischöfinnen und Regionalbischöfe, Kirchenmusikdirek-

torinnen und Kirchenmusikdirektoren sowie Superintendentinnen und Superintendenten 
und Kreiskantorate anzuhören. 

(4) Die Kosten der Fachberatung im Fachaufsichtsbezirk trägt die Landeskirche. 

 

§ 21  

Konvent der Kantorinnen und Kantoren  

(1) Die Kirchenmusikdirektorin oder der Kirchenmusikdirektor lädt im Einvernehmen mit 
der Landeskirchenmusikdirektorin oder dem Landeskirchenmusikdirektor mindestens ein-
mal im Jahr zu einem Konvent der Kantorinnen und Kantoren des Fachaufsichtsbezirks ein. 

(2) 1Mitglieder des Konvents sind:  

1. alle Kantorinnen und Kantoren des Fachaufsichtsbezirks, die in einer A- oder B-Stelle 
tätig sind,  

2. die zuständigen Landesposaunenwartinnen und Landesposaunenwarte, 

3. Fachberaterinnen und Fachberater (§ 16 Absatz 5), die im Fachaufsichtsbezirk tätig sind.  

2Wenn ausschließlich Angelegenheiten der Kreiskantorate besprochen werden, kann die 

Teilnahme auf Kreiskantorinnen und Kreiskantoren beschränkt werden. 

(2) Als Gäste werden folgende Personen aus dem Fachaufsichtsbezirk eingeladen:  
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1. die Regionalbischöfinnen und Regionalbischöfe,  

2. die Orgelrevisorinnen und Orgelrevisoren,  

3. die Bezirksbeauftragten des Verbandes evangelischer Kirchenmusikerinnen und Kir-
chenmusiker in der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers sowie des Evangelischen Chorver-

bandes Niedersachsen-Bremen.  

 

§ 22  

Konvent der Kirchenmusikdirektorinnen und Kirchenmusikdirektoren 

(1) 1Der Konvent der Kirchenmusikdirektorinnen und Kirchenmusikdirektoren (KMD-Kon-

vent) verhandelt wesentliche Angelegenheiten der Kirchenmusik auf der Ebene der Lan-
deskirche und berät die kirchenleitenden Organe in fachlichen Fragen. 2Er erarbeitet ins-
besondere Prüfungsordnungen für die C- und D-Ausbildungen und Richtlinien für die Aner-

kennung alternativer Qualifikationen. 

(2) 1Der KMD-Konvent tritt in der Regel zweimal jährlich zusammen. 2Ordentliche Mitglie-
der sind:  

1. die Landeskirchenmusikdirektorin oder der Landeskirchenmusikdirektor als Vorsitzende 
oder Vorsitzender,  

2. die Kirchenmusikdirektorinnen und Kirchenmusikdirektoren,  

3. die Sprecherin oder der Sprecher der Landesposaunenwarte und  

4. die Referatsleiterin oder der Referatsleiter des Landeskirchenamtes, die oder der für die 
Kirchenmusik zuständig ist. 

(3) 1Zum KMD-Konvent können Gäste im Einzelfall oder ständige Gäste eingeladen werden. 
2Als ständige Gäste sollen insbesondere weitere Vertreterinnen und Vertreter des Landes-
kirchenamtes, der kirchenmusikalischen Verbände, des Studiengangs Kirchenmusik an der 
Hochschule für Musik, Theater und Medien Hannover und der benachbarten Landeskirchen 

berücksichtigt werden. 

 

§ 23 

Fachaufsicht über die Posaunenchorarbeit 

(1) 1Die Fachaufsicht über die Posaunenchorarbeit wird durch die Landesposaunenwartin-
nen und Landesposaunenwarte wahrgenommen. 2Sie haben insbesondere folgende Aufga-

ben:  

1. Sie visitieren die Posaunenchöre.  

2. Sie beraten die Anstellungsträger bei der Stellenplanung und bei Stellenbesetzungen in 

der Leitung von Posaunenchören. 

3. Sie leiten die Ausbildungskurse zur C- und D-Posaunenchorleitungsprüfung. 

(2) Durch die Ordnung für das Posaunenwerk können den Landesposaunenwartinnen und 

Landesposaunenwarten weitere Aufgaben übertragen werden. 

(3) 1Die Landesposaunenwartinnen und Landesposaunenwarte werden durch das Landes-
kirchenamt berufen. 2Für die Abgrenzung ihrer Fachaufsichtsbezirke und die Finanzierung 
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der Fachberatung gilt § 20 Absatz 3 Satz 1 und 2 sowie Absatz 4 entsprechend. 3Durch die 
Ordnung für das Posaunenwerk können nähere Regelungen getroffen werden.  

 
§ 24 

Landeskirchenmusikdirektorin oder Landeskirchenmusikdirektor 

(1) 1Die Landeskirchenmusikdirektorin oder der Landeskirchenmusikdirektor repräsentiert 
die Kirchenmusik innerhalb der Landeskirche. 2Sie oder er hat insbesondere folgende Auf-
gaben: 

1. Sie oder er begleitet landeskirchliche Prozesse, die die Kirchenmusik betreffen, und sorgt 
für die konzeptionelle Fortentwicklung der kirchenmusikalischen Arbeit.  

2. Sie oder er berät die Organe und Gremien der Landeskirche in kirchenmusikalischen 
Fragen, insbesondere bei der Erarbeitung von Kirchengesetzen, Rechtsverordnungen und 
Verwaltungsvorschriften zur Kirchenmusik sowie in der Gesangbucharbeit. 

3. 1Sie oder er fördert die kirchenmusikalische Aus- und Fortbildung. 2Dies geschieht unter 
anderem in der Mitwirkung bei Veranstaltungen und Kursen im Michaeliskloster Hildesheim 
und in der Zusammenarbeit mit dem Studiengang Kirchenmusik an der Hochschule für 
Musik, Theater und Medien Hannover. 

4. 1Sie oder er ist oberste Fachaufsichtsstelle für die Kirchenmusik. 2Sie oder er übt insbe-
sondere die Fachaufsicht über die Kirchenmusikdirektorinnen und Kirchenmusikdirektoren 
sowie die Landesposaunenwartinnen und Landesposaunenwarte aus.  

5. 1Sie oder er beruft regelmäßig einen landeskirchenweiten Generalkonvent aller Kanto-
rinnen und Kantoren ein. 2Sie oder er kann auch andere beruflich tätige Kirchenmusikerin-
nen und Kirchenmusiker zum Generalkonvent einladen. 

6. Sie oder er kann an allen regionalen Konventen der Kantorinnen und Kantoren teilneh-
men. 

7. Sie oder er wirkt bei den Besetzungsverfahren für die Stellen der Kirchenmusikdirekto-
rinnen und Kirchenmusikdirektoren mit. 

(2) Die Landeskirchenmusikdirektorin oder der Landeskirchenmusikdirektor soll der Lan-

dessynode mindestens zweimal während ihrer Amtszeit einen Bericht über ihre oder seine 
Tätigkeit geben. 

 

§ 25 

Berufung der Landeskirchenmusikdirektorin oder des Landeskirchenmusik- 
direktors, Dienst- und Fachaufsicht 

(1) 1Die Landeskirchenmusikdirektorin oder der Landeskirchenmusikdirektor wird durch 
das Landeskirchenamt berufen. 2Die Stelle soll überregional ausgeschrieben werden. 

(2) Auf Vorschlag des KMD-Konvents beruft das Landeskirchenamt jeweils für die Dauer 

von sechs Jahren eine Kirchenmusikdirektorin oder einen Kirchenmusikdirektor zur Stell-
vertretung der Landeskirchenmusikdirektorin oder des Landeskirchenmusikdirektors.  

(3) Die Dienstaufsicht gegenüber der Landeskirchenmusikdirektorin oder dem Landeskir-

chenmusikdirektor übt das Landeskirchenamt aus. 
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Abschnitt 6: Übergangs- und Schlussbestimmungen 

§ 26 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Juli 2025 in Kraft. 

(2) Zum gleichen Zeitpunkt treten die Richtlinien für den Dienst der Kirchenmusiker vom 

16. Dezember 1977 (Kirchl. Amtsbl. S. 193) und die Ordnung für die Fachaufsicht über die 
Kirchenmusiker und Kirchenmusikerinnen vom 2. März 2015 (Kirchl. Amtsbl. S. 5) außer 
Kraft. 

(3) Die Landeskirche bietet Kantorinnen und Kantoren, die im Dienst einer kirchlichen Kör-
perschaft im Bereich der Landeskirche in einer A- oder B-Stelle tätig sind, zum 1. April 
2026 die Übernahme in ein Beschäftigungsverhältnis mit der Landeskirche unter Fortgel-

tung der bisherigen Vertragsbedingungen an. 

 

Hannover, den  

 

Der Landesbischof 
der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers 

 

Meister 
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Begründung 

I. Allgemeines 
1. Anlass und Ziele des Gesetzentwurfs 

Bis Ende 2030 wird ca. ein Drittel der heute im Amt befindlichen A- und B-Kantor*innen in 

den Ruhestand gehen. Gleichzeitig wird aus den Konzepten der Kirchenkreise für das Hand-

lungsfeld Kirchenmusik und kirchliche Kulturarbeit für den Planungszeitraum 2023 – 2028 

deutlich, dass auch im Bereich der nebenberuflichen oder ehrenamtlichen Kirchenmusi-

ker*innen ein erheblicher Fachkräftemangel droht: Viele der langjährigen Organist*innen 

und Leiter*innen von Kirchen- und Posaunenchören beenden ihre Tätigkeit. Und im Bereich 

der Popularmusik fehlen hauptamtliche Stellen, die eine Multiplikatorenfunktion ausüben 

können.  

 

Vor diesem Hintergrund ist der vorliegende Gesetzentwurf Teil der landeskirchlichen Be-

mühungen, attraktive und verlässliche Arbeitsbedingungen für Kirchenmusiker*innen an-

zubieten und diese in ausreichendem Umfang rechtlich und organisatorisch abzusichern. 

Er fasst die bisher verstreuten Regelungen zum Dienst der Kirchenmusiker*innen zusam-

men und verfolgt insbesondere folgende Ziele: 

− Hervorhebung der Kirchenmusik als zentraler Ausdruck des Glaubens und als ein kirch-

liches Handlungsfeld, das in seiner großen Vielfalt gleichzeitig eine breite Wirkung im 

kulturellen Leben der Gesellschaft entfaltet,  

− Beschreibung des Berufsbildes der Kirchenmusiker*innen im Kontext der Verkündi-

gungsberufe, auch als Grundlage für interprofessionelle Zusammenarbeit, 

− Entwicklung eines Rahmens für die Vielfalt der Profile von Kirchenmusik bei gleichzei-

tiger Offenheit für die weitere Entwicklung, 

− klare Beschreibung der Anstellungsvoraussetzungen, die gleichzeitig auch einen geeig-

neten Maßstab für Quereinstiege darstellen, 

− Erhaltung der für ein vielfältiges und funktionsfähiges Netzwerk der Kirchenmusik un-

verzichtbaren haupt- und nebenberuflichen Stellen,  

− Gewährleistung wirksamer und im Aufwand handhabbarer Strukturen der Fachaufsicht, 

die die Qualität der Kirchenmusik sichert und eine besondere Verantwortung für die 

Gewinnung und Förderung von genügend Nachwuchskräften in den unterschiedlichen 

Profilen der Kirchenmusik trägt. 

 

2. Entstehung des Gesetzentwurfs, Stellungnahmeverfahren 

Der Gesetzentwurf wurde entsprechend den landeskirchlichen Grundsätzen für die Gestal-

tung von Beteiligungsverfahren vom 28. November 2019 (Kirchl. Amtsbl. 2020, S. 56) seit 

März 2023 unter Federführung des Landeskirchenmusikdirektors sowie des Kirchenmusik-
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Referats und der Rechtsabteilung des Landeskirchenamtes von einer Arbeitsgruppe entwi-

ckelt, der jeweils zwei Vertreter*innen aus dem Ausschuss für kirchliche Mitarbeit und aus 

dem Ausschuss für Kirchenmusik und Kultur der Landessynode sowie aus der Sprecher-

gruppe der Superintendent*innen und ein Vorstandsmitglied des Verbandes evangelischer 

Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker in der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers ange-

hörten. Grundlage für die Arbeit der Arbeitsgruppe war der Zwischenbericht des Ausschus-

ses für kirchliche Mitarbeit betr. Möglichkeit eines Kirchenmusik(dienst)gesetzes vom 14. 

November 2022 (Aktenstück Nr. 53A).  

 

Bei einem halbtägigen Fachtag im August 2023 hat die Arbeitsgruppe zentrale Fragestel-

lungen des Gesetzentwurfs mit weiteren Gästen aus dem Kreis der Kirchenmusikdirek-

tor*innen, der nebenberuflichen Kirchenmusiker*innen, des Verbandes evangelischer Kir-

chenmusikerinnen und Kirchenmusiker, der Landessynode und des Bischofsrates sowie mit 

zwei Landeskirchenmusikdirektor*innen aus anderen Landeskirchen und einem Kirchen-

musiker aus dem Bistum Hildesheim vertiefend diskutiert.  

 

Die Ergebnisse dieses Fachtages sind in einen ersten Gesetzentwurf eingeflossen, der vom 

9. April bis zum 15. Juli 2024 Gegenstand eines öffentlichen Stellungnahmeverfahrens war. 

Insgesamt gingen dabei 148 Stellungnahmen von Einzelpersonen und neun institutionelle 

Stellungnahmen ein, darunter Stellungnahmen der kirchenmusikalischen Berufsverbände, 

des Verbandes der kirchlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (vkm), des Gesamtaus-

schusses der Mitarbeitervertretungen, der Landesposaunenwarte, der Ephorenkonferenz 

des Sprengels Osnabrück und von vier Kirchenkreisvorständen. Schwerpunkte waren dabei 

neben den Aussagen zum Auftrag der Kirchenmusik und zum Stellenwert der Orgel im 

Verhältnis zu anderen kirchenmusikalischen Instrumenten vor allem die Regelungen zum 

Charakter der sog. nebenberuflichen Kirchenmusik-Stellen, zur Anstellungsebene für A- 

und B-Kantor*innen, zum Aufgabenprofil von Kirchenmusiker*innen und zur Abgrenzung 

ihrer Kompetenzen im Verhältnis zu den für die liturgische Leitung eines Gottesdienstes 

Verantwortlichen.  

 

Die Ergebnisse des Stellungnahmeverfahrens wurden von den Verantwortlichen im Lan-

deskirchenamt gemeinsam mit dem Landeskirchenmusikdirektor ausgewertet und zusam-

mengefasst, und die daraus resultierenden Vorschläge für eine Veränderung des Gesetz-

entwurfs wurden im August 2024 nochmals bei einem halbtägigen Fachtag mit den Teil-

nehmenden der Arbeitsgruppe und des Fachtags aus dem Jahr 2023 erörtert. Zu dem da-

raus entstandenen endgültigen Gesetzentwurf hat der Gesamtausschuss der Mitarbeiter-

vertretungen eine Stellungnahme nach § 55 Buchstabe d des Mitarbeitervertretungsgeset-

zes der EKD abgegeben.     
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II. Im Einzelnen 

zu § 1: 

§ 1 enthält ähnlich wie die Gesetze der Nordkirche und von Kurhessen-Waldeck eine zu-

sammenfassende Beschreibung des Selbstverständnisses der Kirchenmusik in ihren unter-

schiedlichen Dimensionen als Ausdruck des Glaubens, als Teil des kirchlichen Öffentlich-

keitsauftrags und als Teil des kulturellen Engagements in der Zivilgesellschaft, mit wichti-

gen Funktionen im kirchlichen Leben, gleichzeitig aber auch als ein kirchliches Handlungs-

feld, mit dem die Kirche in besonderer Weise eine Vielzahl von Menschen unabhängig von 

deren kirchlicher Bindung erreicht. Um den dialogischen Charakter des kirchlichen Verkün-

digungsauftrags zu unterstreichen, wird dabei bewusst der Begriff „Kommunikation des 

Evangeliums“ verwendet.  

 

Diese Terminologie wurde im Stellungnahmeverfahren erörtert, aber nicht grundlegend in 

Frage gestellt, sodass der Gesetzestext insoweit unverändert bleiben soll. Aufgegriffen 

wurde demgegenüber die Anregung, auf den Zusatz „mit den Mitteln der Musik“ zu ver-

zichten. Die Beschreibung des Profils der Kirchenmusik wird dadurch prägnanter. Im Inte-

resse dieser Prägnanz wurde auch darauf verzichtet, weitere Funktionen der Kirchenmusik, 

insbesondere ihre seelsorgliche Funktion und ihren Beitrag zur Kirchenentwicklung, zu er-

wähnen. Letzterer kommt bereits in den Sätzen 3 und 4 mit zum Ausdruck.  

 

In verschiedenen Stellungnahmen wurde vorgeschlagen, die Aussagen von § 1 nicht in die 

Paragraphenfolge des Gesetzes einzuordnen, sondern in einer Präambel dem Gesetzestext 

voranzustellen. Schließlich besäßen sie keinen Regelungscharakter. Diese Vorschläge ver-

kennen jedoch, dass auch die Aussagen von Präambeln die Auslegung eines Gesetzestex-

tes mitbestimmen und insoweit Regelungscharakter entfalten können. Entsprechend der 

bisherigen landeskirchlichen Rechtssetzungspraxis, in der eine Präambel allein der Kirchen-

verfassung vorbehalten ist, werden die Aussagen zum Auftrag der Kirchenmusik daher 

weiterhin als § 1 dem Gesetzentwurf vorangestellt.  

 

zu § 2: 

§ 2 beschreibt die Grundsätze des kirchenmusikalischen Dienstes. Anknüpfend an die Ar-

tikel 1 Absatz 2 und 11 Absatz 3 der Kirchenverfassung wird die Kirchenmusik in Absatz 1 

als Teil des kirchlichen Verkündigungsdienstes beschrieben, der in verschiedenen Vollzü-

gen dieses Dienstes durch den Verkündigungsauftrag der Kirchenmusik geprägt wird. Be-

reits im Vorfeld der Arbeiten an einem Kirchenmusikgesetz bestand – entgegen der An-

nahme in einer kritischen Stellungnahme zu Absatz 1 - Einvernehmen, dass diese grund-

sätzliche systematische Einordnung, die auch dem Selbstverständnis der Kirchenmusi-

ker*innen entspricht, durch die differenzierenden Regelungen des kirchlichen Arbeitsrechts 
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zum Erfordernis der Kirchenmitgliedschaft von Kirchenmusiker*innen nicht in Frage ge-

stellt wird. Denn diese arbeitsrechtlichen Regelungen verfolgen angesichts des Fachkräf-

temangels und des sinkenden Anteils der Kirchenmitglieder an der Gesamtbevölkerung 

gerade den Zweck, die Funktionsfähigkeit des kirchenmusikalischen Dienstes nicht zu ge-

fährden (Aktenstück Nr. 53A der 26. Landessynode vom 14. November 2022, S. 2).  

 

Absatz 2 stellt klar, dass der kirchenmusikalische Dienst sowohl ehrenamtlich als auch 

beruflich ausgeübt werden kann. Der Text wurde auf Grund eines Hinweises im Stellung-

nahmeverfahren um die Klarstellung ergänzt, dass der kirchenmusikalische Dienst nicht 

völlig ohne eine fachliche Qualifikation geleistet werden kann. Das schließt die Erwartung 

ein, dass diejenigen, die einen kirchenmusikalischen Dienst übernehmen, bereit sind, vor-

handene Qualifizierungsangebote anzunehmen.  

 

Absatz 3 hebt den Gedanken der interprofessionellen Zusammenarbeit mit anderen Be-

rufsgruppen und ehrenamtlich Mitarbeitenden hervor und formuliert – anknüpfend an § 49 

Absatz 4 KKO – den Auftrag der Leitungsorgane von Kirchenkreisen und Kirchengemein-

den, die Bildung interprofessioneller Teams zu fördern. Die Regelungen sind bewusst all-

gemein gehalten, um Raum für künftige Entwicklungen bei der interprofessionellen Zu-

sammenarbeit zwischen Kirchenmusiker*innen und anderen Gruppen von beruflich und 

ehrenamtlich Mitarbeitenden zu lassen. Ein kritischer Hinweis aus dem Stellungnahmever-

fahren, die Regelung sei in zu hohem Maße verbindlich, wurde daher nicht aufgegriffen. 

Die Formulierung von Absatz 3 ist nicht als Zwang zur Einrichtung interprofessioneller 

Teams zu verstehen, wohl aber als Vorgabe an die jeweils verantwortlichen Leitungsor-

gane, entsprechend den örtlichen Herausforderungen zu prüfen, wie die interprofessionelle 

Zusammenarbeit konkret gefördert werden kann.  

 

zu § 3:  

§ 3 fasst die wichtigsten allgemeinen Aussagen über den ehrenamtlichen kirchenmusikali-

schen Dienst zusammen. 

 

Absatz 1 beschreibt zunächst die Vielfalt des kirchenmusikalischen Dienstes und formuliert 

eine Klarstellung zum Status der Mitwirkenden in Chören, Instrumentalgruppen (ein-

schließlich Posaunenchören) und Bands. Diese sind zwar als ehrenamtlich Mitarbeitende zu 

qualifizieren, die im Rahmen ihrer Tätigkeit z.B. Versicherungsschutz durch die gesetzliche 

Unfallversicherung besitzen. Sie sind aber keine Kirchenmusiker*innen im Sinne des Kir-

chenmusikgesetzes. Der Dienst als ehrenamtliche*r Kirchenmusiker*in setzt nach Absatz 

1 Satz 1 vielmehr eine eigenständige Tätigkeit in der Leitung einer Gruppe (z.B. eines 
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Posaunenchores) oder in der musikalischen Gestaltung des Gottesdienstes (z.B. als solis-

tisch tätige*r Instrumentalist*in oder Sänger*in) voraus. Zu beachten ist auch, dass eine 

Tätigkeit als Organist*in mit Rücksicht auf die Rechtsprechung des Bundessozialgerichts 

selbst bei einem einmaligen Einsatz als Beschäftigungsverhältnis zu bewerten und entspre-

chend zu handhaben ist. Eine freiberufliche Tätigkeit gegen Honorar kommt insoweit also 

nicht in Betracht.  

 

Auf Grund der Hinweise im Stellungnahmeverfahren wurde in Absatz 1 Satz 1 einerseits 

das Wort „insbesondere“ ergänzt, um klarzustellen, dass die Aufzählung der verschiedenen 

Formen eines ehrenamtlichen kirchenmusikalischen Dienstes nicht abschließend ist. Ande-

rerseits wurde der Begriff „eigenständig“ gestrichen,  

 

Neben der Regelung über einen Anspruch auf Auslagenersatz eröffnet Absatz 2 grundsätz-

lich einen kirchengesetzlichen Rahmen für eine der jeweiligen Qualifikation angemessene 

Aufwandsentschädigung, z.B. im Rahmen der steuerrechtlichen Bestimmungen über steu-

erfreie Aufwandsentschädigungen nach § 3 Nummern 12, 26 und 26a des (staatlichen) 

Einkommensteuergesetzes. Auf eine nähere Regelung im Rahmen des Kirchenmusikgeset-

zes wird bewusst verzichtet, weil beabsichtigt ist, der Landessynode zusammen mit dem 

Entwurf des Kirchenmusikgesetzes auch den Entwurf eines Ehrenamtsgesetzes vorzulegen, 

das allgemeine Regelungen über Aufwandsentschädigungen für einen ehrenamtlichen 

Dienst enthalten soll. Daher wurden auch die Anregungen aus dem Stellungnahmeverfah-

ren, die für eine konkretere Formulierung als den Begriff „können“ plädierten, nicht aufge-

griffen.   

 

Absatz 3 stellt – entsprechend der prinzipiellen Gleichwertigkeit von ehrenamtlichem und 

beruflichem Dienst (Artikel 11 Absatz 2 der Kirchenverfassung) – klar, dass die Regelungen 

über Rechte und Pflichten von Kirchenmusiker*innen (siehe insbesondere die §§ 12 und 

13) grundsätzlich gleichermaßen für ehrenamtliche wie für berufliche Kirchenmusiker*in-

nen gelten. Beide Gruppen von Kirchenmusiker*innen sind also beispielsweise berechtigt 

und verpflichtet, bei der Gestaltung des Gottesdienstes mit dem Pfarramt und den anderen 

Verantwortlichen zusammenzuarbeiten (§ 13 Absatz 2), bei Beratungen über grundsätzli-

che Fragen ihres Arbeitsbereichs an den Sitzungen des Kirchenvorstandes oder eines an-

deren Leitungsorgans teilzunehmen (§ 13 Absatz 3), sich regelmäßig fortzubilden (§ 14 

Absatz 1) und einmal jährlich an den Treffen der Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker 

im Kirchenkreis teilzunehmen (§ 14 Absatz 3). Ebenso werden beide Gruppen grundsätzlich 

in gleicher Weise durch die landeskirchliche Fachaufsicht begleitet (§§ 16ff.).   
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zu § 4: 

§ 4 beschreibt die einzelnen Stellenprofile des beruflichen kirchenmusikalischen Dienstes 

(Absätze 1 bis 3). Die Formulierungen nehmen Überlegungen auf, wie sie sich in der ein-

schlägigen Fachliteratur herausgebildet haben und wie sie zuletzt im Kirchenmusikgesetz 

der Nordkirche formuliert wurden. Die Sollbestimmungen in Absatz 2 und 3 über A- und B-

Stellen als Vollzeitstellen und über den Zustimmungsvorbehalt für unterhälftige Stellen 

wurden im Stellungnahmeverfahren teilweise als Eingriff in die Stellenplanungshoheit der 

Kirchenkreise bewertet, und es wurde daran erinnert, dass um der Vereinbarkeit von Fa-

milie und Beruf willen eine zumindest zeitweise Besetzung von Vollzeitstellen in Teilzeit 

möglich sein sollte. Die Absätze 2 und 3 wurden auf Grund dieser Stellungnahmen zwar 

redaktionell überarbeitet, inhaltlich aber beibehalten. Als Sollbestimmungen schließen sie 

unterhälftige A- und B-Stellen auch für die Zukunft nicht aus, und sie lassen auch Raum 

für eine zumindest zeitweise Besetzung von Vollzeitstellen in Teilzeit, wenn das um der 

Vereinbarkeit von Familie und Beruf willen wichtig ist. Zusammen mit dem Vorbehalt einer 

Zustimmung durch die Kirchenmusikdirektorin oder den Kirchenmusikdirektor stellen die 

Regelungen aber klar, dass unterhälftige A- oder B-Stellen fachlich begründet sein müssen.  

 

Absatz 4 stellt zum einen in Satz 1 die besondere Verantwortung von Kirchenmusiker*in-

nen in A- und B-Stellen heraus, für die Vermittlung der Kirchenmusik innerhalb und außer-

halb der Kirche und für die Aus- und Fortbildung von Nachwuchskräften zu sorgen. 

 

Zum anderen sah der erste Entwurf in den nachfolgenden Sätzen von Absatz 4 eine Soll-

bestimmung zur Erteilung von Orgelunterricht vor, sei es als Teil des in der Dienstanwei-

sung geregelten Dienstes, sei es im Rahmen einer freiberuflichen Nebentätigkeit. Die aus-

führlichen und kontroversen Diskussionen über den Stellenwert der Orgel innerhalb der 

Kirchenmusik, die im Rahmen des Stellungnahmeverfahrens geführt wurden, haben zu 

einer grundlegenden Überarbeitung dieser Sätze geführt: 

− Satz 2 verzichtet auf eine Hervorhebung des Unterrichts an der Orgel und spricht all-

gemein vom Einzelunterricht an einem Instrument und im Gesang. 

− Die neu gefundene Formulierung von Satz 2 berücksichtigt außerdem, dass eine Ver-

pflichtung zum Unterricht im Rahmen einer freiberuflichen Tätigkeit arbeitsrechtlich 

nicht zulässig ist und dass eine freiberufliche Tätigkeit im kirchlichen Dienst außerdem 

nur dann in Betracht kommt, wenn sie unabhängig von der Tätigkeit als Kirchenmusi-

ker*in als freies Dienstverhältnis, also insbesondere frei von Weisungen zu Zeit, Ort 

und Ausführung der Tätigkeit ausgeübt wird. Die Möglichkeit, die Erteilung von Einzel-

unterricht in der Dienstanweisung als Teil des Dienstes (mit entsprechenden Stellen-

anteilen!) zu definieren, bleibt als Alternative zu einer freiberuflichen Tätigkeit erhalten.  
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− Der neue Satz 3 greift Problemanzeigen aus dem Stellungnahmeverfahren auf, die da-

rauf hingewiesen hatten, dass sowohl Unterrichtende als auch Unterrichtete zumindest 

beim Orgelunterricht auf den Zugang zu einer Kirche angewiesen sind. Der Satz ver-

pflichtet die Kirchengemeinden daher, eine Orgel und andere vorhandene Musikinstru-

mente für den Unterricht und für das Üben unentgeltlich zur Verfügung zu stellen. Eine 

Verpflichtung zur Anschaffung bestimmter Instrumente ist damit nicht verbunden. Die 

Formulierung als Sollbestimmung stellt außerdem sicher, dass besondere Regelungen 

zur Ordnung der Benutzung beispielsweise bei denkmalgeschützten Orgeln beachtet 

werden.  

 

Absatz 5 regelt die Dienstbezeichnungen der Kirchenmusiker*innen in A- und B-Stellen, 

einschließlich der Möglichkeit, besondere Profile einer Stelle auch in der Dienstbezeichnung 

zu berücksichtigen. Auf Grund der Hinweise im Stellungnahmeverfahren wurde darauf ver-

zichtet, die im ersten Entwurf genannten Beispiele (Popkantorin, Gospelkantor) ausdrück-

lich zu erwähnen. Das lässt mehr Raum für künftige Entwicklungen. 

 

Absatz 6 regelt die Gleichstellung der Posaunenwart*innen mit Kirchenmusiker*innen in 

A- oder B-Stellen. Für diejenigen, die Aufgaben auf landeskirchlicher Ebene im Posaunen-

werk wahrnehmen, wird die Dienstbezeichnung „Landesposaunenwartin“ oder „Landespo-

saunenwart“ beibehalten. Die Einführung der Dienstbezeichnung „Kirchenmusikdirektor*in 

für Bläserarbeit“ wurde zwar während beider Fachtage im August 2023 und im August 

2024 eingehend diskutiert, und dem Landeskirchenamt lag auch ein Antrag vor, der darauf 

abzielte, die Stellen der Landesposaunenwart*innen in Stellen für Kirchenmusikdirek-

tor*innen mit einer entsprechend höheren Bewertung umzuwandeln. Aus folgenden Grün-

den soll im Rahmen des vorliegenden Gesetzentwurfs aber auf eine Veränderung der 

Dienstbezeichnung oder der Stellenbewertung für die Landesposaunenwart*innen verzich-

tet werden:  

− Die Dienstbezeichnung „Landesposaunenwart*in“ ist die bundesweit eingeführte 

Dienstbezeichnung für die Personen, die auf landeskirchlicher Ebene für die Fachauf-

sicht über die Posaunenchorarbeit verantwortlich sind.  

− Im Hinblick darauf nehmen die Landesposaunenwart*innen also durchaus Aufgaben 

wahr, die den Aufgaben der Kirchenmusikdirektor*innen vergleichbar sind. Die auf-

sichtlichen Aufgaben der Landesposaunenwart*innen betreffen aber anders als die auf-

sichtlichen Aufgaben der Kirchenmusikdirektor*innen nicht das gesamte Spektrum der 

Kirchenmusik, sondern den abgegrenzten Teilbereich der Bläserarbeit. Darüber hinaus 

sind die Landesposaunenwart*innen nicht die Ansprechpersonen der Kirchenkreise für 

die Konzeptarbeit nach den Bestimmungen des Finanzausgleichsgesetzes.  
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− Die Stellenbewertung der Landesposaunenwart*innen kann nicht im Rahmen des vor-

liegenden Gesetzentwurfs oder durch eine andere gesetzliche Regelung verändert wer-

den. Erforderlich ist dafür vielmehr eine Änderung der kirchlichen Entgeltordnung, die 

Teil der Dienstvertragsordnung der Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersach-

sen ist und von der Arbeits- und Dienstrechtlichen Kommission (ADK) der Konfödera-

tion beschlossen wird. Gemeinsam mit den anderen an der ADK beteiligten Landeskir-

chen Braunschweig und Oldenburg wird daher zu prüfen sein, ob und wie der aufsicht-

lichen Verantwortung der Landesposaunenwart*innen im Rahmen der Entgeltordnung 

anders als bisher Rechnung getragen werden kann.    

 

In der Arbeitsgruppe zur Vorbereitung des Gesetzentwurfs wurde erörtert, ob und inwie-

weit es angezeigt ist, ein zusätzliches Stellenprofil für Kirchenmusiker*innen mit D-Prüfung 

zu schaffen. Auch im Stellungnahmeverfahren wurde danach gefragt. Gleichwohl soll von 

der Entwicklung eines solchen Profils abgesehen werden, weil es für Kirchenmusiker*innen 

mit D-Prüfung schon nach der gegenwärtigen Praxis formal keine festen Stellen gibt. Feste 

Stellen sind mindestens C-Stellen, die entsprechend § 4 Absatz 1 in der Regel nicht in 

Vollzeitbeschäftigung wahrgenommen werden. Der Dienst in diesen sog. nebenamtlichen 

Stellen wird nach der Entgeltordnung zur Dienstvertragsordnung grundsätzlich entspre-

chend der Qualifikation des*der Kirchenmusiker*in vergütet, mit der Einschränkung, dass 

Kirchenmusiker*innen mit A- oder B-Prüfung auf C-Stellen nur wie C-Kirchenmusiker*in-

nen vergütet werden. Bei einer beruflichen Anstellung soll nach § 5 Absatz 4 mindestens 

eine D-Prüfung vorliegen. Es sollte aber auch in Zukunft nicht möglich sein, durch die 

Ausweisung sog. D-Stellen zu verhindern, dass Kirchenmusiker*innen mit C-Prüfung un-

terhalb dieser Qualifikation vergütet werden.  

 

zu §§ 5 und 6: 

§ 5 beschreibt die regulären Anstellungsvoraussetzungen für die einzelnen Stellenprofile 

und verweist in Absatz 5 für C- und D- Prüfungen auf eine ergänzende Rechtsverordnung. 

Dies ist zurzeit die Rechtsverordnung über die C- und D-Kirchenmusikprüfung in der Ev.-

luth. Landeskirche Hannovers vom 11. Juli 2011 (Kirchl. Amtsbl. S. 142).  

Für die A- und B-Prüfungen gibt es keine unmittelbaren kirchlichen Regelungen, sondern 

Rahmenordnungen für die Studiengänge und deren Prüfungen, die von der evangelischen 

Konferenz der Landeskirchenmusikdirektor*innen und den katholischen Schwesterkonfe-

renzen gemeinsam entwickelt und von der Kultusministerkonferenz beschlossen werden. 

Auf dieser Grundlage entwickelt jede Ausbildungsstätte ihre eigenen Ordnungen, die dann 

regelmäßig ein Akkreditierungsverfahren durchlaufen müssen. 
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§ 5 Absatz 6 berücksichtigt, dass die Landesposaunenwart*innen nicht zwangsläufig einen 

kirchenmusikalischen Master- oder Bachelor-Abschluss besitzen müssen. Wegen der inso-

weit von § 5 abweichenden Regelungen verweist Absatz 6 daher auf eine noch zu formu-

lierende Rechtsverordnung.  

 

Ergänzend zu § 5 beschreibt § 6 die Eckpunkte für eine Gleichwertigkeit alternativer Qua-

lifikationen (sog. Quereinstiege), die angesichts des zu erwartenden Fachkräftemangels 

zunehmend an Bedeutung gewinnen werden. Für die Regelung näherer Einzelheiten ver-

weist Absatz 4 ebenso wie § 5 Absatz 6 auf eine noch zu formulierende Rechtsverordnung. 

Diese wird auf Grund verschiedener Hinweise aus dem Stellungnahmeverfahren nunmehr 

ausdrücklich vorgeschrieben und nicht nur ermöglicht. 

 

Auf Grund verschiedener Voten im Stellungnahmeverfahren sieht § 6 Absatz 1 bei einer 

Anerkennung der Gleichwertigkeit einer Prüfung durch das Landeskirchenamt nicht nur 

eine Anhörung, sondern ein Einvernehmen mit der Landeskirchenmusikdirektorin oder dem 

Landeskirchenmusikdirektor vor.  

 

Sowohl für A- als auch für B-Stellen sahen die Absätze 2 und 3 im ersten Entwurf als zweite 

Anstellungsvoraussetzung neben der entsprechenden Kirchenmusikprüfung verpflichtend 

die Absolvierung eines Berufseinstiegsjahres vor. Beim zweiten Fachtag am 23. August 

2024 wurde jedoch deutlich, dass die Zahl der vorhandenen Stellen für ein Berufseinstiegs-

jahr in den nächsten Jahren u.U. nicht ausreicht, um sicherzustellen, dass bei einer Neu-

besetzung von Stellen stets Personen zur Verfügung stehen, die diese zweite Anstellungs-

voraussetzung erfüllen. Daher ist nunmehr vorgesehen, das Berufseinstiegsjahr nicht mehr 

zwingend als zweite Anstellungsvoraussetzung vorzugeben.  

 

zu § 7: 

§ 7 enthält die gesetzliche Rahmenregelung für das Berufseinstiegsjahr, das im Jahr 2020 

eingeführt wurde. Die in Absatz 3 in Bezug genommene Rechtsverordnung ist zurzeit die 

Rechtsverordnung über ein Berufseinstiegsjahr für Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusi-

ker (RechtsVO-Berufseinstiegsjahr) vom 23. Januar 2020 (Kirchl. Amtsbl. S. 75). 

 

zu § 8: 

§ 8 beschreibt die Grundsätze, nach denen die verschiedenen Formen und Ebenen der 

Anstellung ineinandergreifen. Ziel ist es dabei, stärker als bisher ein gemeinsames Handeln 

der verschiedenen kirchlichen Körperschaften zu ermöglichen und trotz der unvermeidlich 

zu erwartenden Stellenreduzierungen ein vielfältiges und funktionsfähiges Netzwerk der 

Kirchenmusik in der Landeskirche zu erhalten. 

https://www.kirchenrecht-evlka.de/kabl/45857.pdf#_blank
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Die A- und B-Stellen bilden die Knotenpunkte dieses Netzwerks. Entsprechend diesem 

Grundgedanken sieht Absatz 1 ähnlich wie die neueren Gesetze in der Nordkirche (2017), 

in Kurhessen-Waldeck (2021) und in Bayern (2016) eine landeskirchliche Anstellung der 

Kantorinnen und Kantoren vor, die in einer A- oder B-Stelle tätig sind. Sowohl in der vor-

bereitenden Arbeitsgruppe als auch bei dem Fachtag am 25. August 2023 bestand weitge-

hend Einigkeit, dass eine landeskirchliche Anstellung die angemessene Antwort auf die 

anstehenden Herausforderungen durch den Fachkräftemangel darstellt.  

 

Wie bei dem im November 2023 beschlossenen Diakon*innengesetz (DiakG) führt die lan-

deskirchliche Anstellung zwar zu einer Verlagerung von Verantwortlichkeiten und Risiken 

auf die Landeskirche, die sich insbesondere in dem Risiko äußern können, dass einzelne A- 

oder B-Kirchenmusiker*innen nicht voll einsatzfähig sind und deshalb nicht oder nicht voll-

ständig von den Kirchenkreisen refinanziert werden können. Um dieses Risiko kompensie-

ren zu können, werden bereits seit dem landeskirchlichen Haushalt 2023/24 Stück für 

Stück die sog. Poolmittel für beschränkt einsatzfähige Mitarbeitende zurückgefahren, allein 

von 2022 auf 2023 von 886.900 € auf 494.000 € (Ersparnis von 392.000 €) und für 2024 

auf 365.000 € (weitere Ersparnis von 129.000 €). Das ist eine bereits jetzt wirksame Hal-

bierung der Belastung für den landeskirchlichen Haushalt innerhalb von zwei Jahren, die 

sich in den kommenden Haushaltsjahren weiter fortsetzen wird.  

 

Nach der Entscheidung für eine landeskirchliche Anstellung der Diakon*innen ist es kon-

sequent, wenn neben den Pfarrpersonen und den Diakon*innen mit den Kirchenmusi-

ker*innen auch die dritte der überkommenen Berufsgruppen des Verkündigungsdienstes 

auf landeskirchlicher Ebene angestellt wird. Das erleichtert nicht nur die Bildung interpro-

fessioneller Teams und die interprofessionelle Zusammenarbeit der Verkündigungsdienste 

insgesamt. Es wird auf diese Weise auch leichter möglich sein, die für ein vielfältiges und 

funktionsfähiges Netzwerk der Kirchenmusik unverzichtbaren A- und B-Stellen zu erhalten, 

ohne die Stellenplanungshoheit der Kirchenkreise grundsätzlich in Frage zu stellen.  

 

Um die künftig aus dem landeskirchlichen Haushalt zu tragenden Personalkosten der lan-

deskirchlich angestellten Kirchenmusiker*innen finanzieren zu können, ist es wie bei Pfarr-

personen und ab 2025 auch bei Diakon*innen erforderlich, die Gesamtzuweisung an jeden 

Kirchenkreis um einen Durchschnittsbetrag für jede A- oder B-Stelle zu kürzen, die im 

Stellenrahmenplan des Kirchenkreises ausgewiesen und mit einem*einer bei der Landes-

kirche beschäftigten Kantor*in besetzt ist. Dazu bedarf es einer ergänzenden Änderung 

von § 10 des Finanzausgleichsgesetzes (FAG), die sich an den Grundsätzen orientiert, wie 

sie das Finanzamt Hannover Nord für Diakon*innen durch eine Verbindliche Auskunft nach 

§ 89 der Abgabenordnung bestätigt hat. Der Vorschlag zur Änderung von § 10 FAG ist in 
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dem Entwurf eines Kirchengesetzes zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes enthalten, 

der parallel zu dem Entwurf des Kirchenmusikgesetzes in der Herbsttagung der Landessy-

node vorgelegt werden soll.   

 

Wie im Diakon*innengesetz gilt der Grundsatz einer landeskirchlichen Anstellung auch für 

A- und B-Stellen, die ganz oder teilweise durch Drittmittel finanziert werden. Im Gegenzug 

sieht § 10 Absatz 4 eine Beteiligung von Fördervereinen oder ähnlichen Einrichtungen an 

dem Besetzungsausschuss für die Besetzung einer A- oder B-Stelle vor.  

 

Entgegen dem Vorschlag im ersten Entwurf sieht § 8 Absatz 1 keine Ausnahme von der 

landeskirchlichen Anstellung für unterhälftige Stellen vor, die neben einer anderen A- oder 

B-Stelle im Kirchenkreis mit vollem Beschäftigungsumfang bestehen. Diese Ausnahme 

wurde im Stellungnahmeverfahren zu Recht als inkonsequent kritisiert. Denn angesichts 

des zu erwartenden Fachkräftemangels bei A- und B-Kirchenmusiker*innen ist zu erwar-

ten, dass die Inhaber*innen solcher Stellen bei deren Aufhebung problemlos auf andere A- 

oder B-Stellen in der Landeskirche vermittelt werden können. Die unterhälftigen Stellen 

bieten im Gegenteil sogar eine zusätzliche Möglichkeit, qualifizierte Kirchenmusiker*innen 

an die Landeskirche zu binden. 

 

Die Ausnahmeregelung in § 8 Absatz 1 Satz 3 ist notwendig, um die A- und B-Stellen, die 

von diakonischen Einrichtungen errichtet wurden, in das Netzwerk der landeskirchlichen 

Stellen einzubeziehen. Denn wegen der rechtlichen Selbständigkeit der diakonischen Ein-

richtungen als juristische Personen des Privatrechts wäre eine Gestellung landeskirchlich 

angestellter Kirchenmusiker*innen gegen Erstattung der Personalkosten umsatzsteuer-

pflichtig. Um betroffenen Kantor*innen den Wechsel zwischen der Landeskirche und einem 

diakonischen Anstellungsträger zu erleichtern, wird es aber ähnlich wie bei den Diakon*in-

nen wichtig sein, im Austausch mit dem Diakonischen Dienstgeberverband und der Arbeits- 

und Dienstrechtlichen Kommission der Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersach-

sen im Tarifvertrag der Diakonie Niedersachsen (TV-DN) und in der Dienstvertragsordnung 

der Konföderation tarifliche Besitzstandsregelungen für den Fall eines Wechsels zwischen 

der Landeskirche und der Diakonie zu verankern. 

 

Absatz 2 enthält eine Soll-Bestimmung für eine Zuordnung der nebenberuflich zu verse-

henden C-Stellen zum Kirchenkreis. Das soll eine flexible Reaktion bei Veränderungen des 

Einsatzbereiches erleichtern und zugleich Anreize schaffen, an Stelle eines Nebeneinanders 

mehrerer kleiner Beschäftigungsverhältnisse für ein und dieselbe Person ein verlässliches 

Beschäftigungsverhältnis mit mehreren Einsatzorten zu begründen. Auch Organist*innen 

mit unterschiedlichen Einsatzorten im Kirchenkreis, die für jeden Einsatz ein kurzfristiges 
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Beschäftigungsverhältnis eingehen müssen, könnte auf diese Weise ein einheitliches Be-

schäftigungsverhältnis mit dem Kirchenkreis angeboten werden.  

 

Absatz 3 stellt klar, dass die Landesposaunenwart*innen in einem Beschäftigungsverhält-

nis mit der Landeskirche stehen.  

 

Absatz 4 stellt klar, dass die freiberuflich tätigen Leitungen von Chören und Instrumental-

gruppen grundsätzlich durch die landeskirchliche Fachaufsicht (Kreiskantorat, Kirchenmu-

sikdirektor*in) begleitet werden. In diesem Zusammenhang ist aber zu beachten, dass 

diese freiberuflich tätigen Leitungen frei von Weisungen hinsichtlich Zeit, Ort und Ausfüh-

rung ihrer Tätigkeit arbeiten.  

 

zu § 9: 

§ 9 enthält die notwendigen Regelungen für die Ausgestaltung der Personalgestellung 

durch die Landeskirche. Die Regelungen entsprechen weitgehend den Regelungen in § 10 

DiakG.  

 

zu § 10:  

Auch die Regelungen zur Ausgestaltung des Besetzungsverfahrens in § 10 entsprechen 

weitgehend den Regelungen in § 11 DiakG. Im Interesse der Qualitätssicherung werden 

sie jedoch um verbindliche Regelungen zur Einbeziehung des*der Kirchenmusikdirektor*in 

(KMD) als Vertretung der landeskirchlichen Fachaufsicht ergänzt: 

− Bereits der Entwurf des Ausschreibungstextes und die Grundzüge der Stellenbeschrei-

bung und der Dienstanweisung bedürfen seiner*ihrer Zustimmung (Absatz 1). Das soll 

späteren Konflikten vorbeugen.  

− Der*die KMD kann Empfehlungen für die Auswahl der einzuladenden Bewerber*innen 

aussprechen (Absatz 2). 

− Der*die KMD ist während des gesamten Auswahlverfahrens zu beteiligen (Absätze 3 

und 5).  

 

Darüber hinaus bedarf die Auswahl einer Person, die noch nicht im Bereich der Landeskir-

che beschäftigt war, der Zustimmung durch den*die Landeskirchenmusikdirektor*in 

(LKMD).  

 

Auf Grund von Hinweisen aus dem Stellungnahmeverfahren wurden einzelne Regelungen 

des ersten Entwurfs redaktionell überarbeitet. Inhaltlich verändert wurde Absatz 2. In den 

Diskussionen während des zweiten Fachtages im August 2024 bestand Einvernehmen, dass 
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das Landeskirchenamt generell alle eingegangenen Bewerbungen an den Kirchenkreis wei-

terleiten soll, dass es aber hilfreich ist, wenn den weitergeleiteten Bewerbungen ggf. ein 

fachliches Votum der Landeskirchenmusikdirektorin oder des Landeskirchenmusikdirektors 

beigefügt wird.  

 

Absatz 7 des ersten Entwurfs konnte gestrichen werden, weil eine Ausnahme von der lan-

deskirchlichen Anstellung bei unterhälftigen A- oder B-Stellen nicht mehr vorgesehen ist 

(dazu bei § 8 Absatz 1). 

 

zu § 11: 

Eines der zentralen Themen bei der Vorbereitung des vorliegenden Gesetzentwurfs war die 

Frage, wie auch unter den Bedingungen eines sich verschärfenden Fachkräftemangels das 

Ziel erreicht werden kann, ein vielfältiges und funktionsfähiges Netzwerk der Kirchenmusik 

in der Landeskirche zu erhalten, und welche Steuerungsinstrumente in diesem Zusammen-

hang angemessen sind. Dabei bestand Einvernehmen, dass die Verantwortung der Kir-

chenkreise für die Stellenplanung, wie sie sich aus den Bestimmungen des Finanzaus-

gleichsgesetzes (FAG) ergibt, Ausgangspunkt der weiteren Überlegungen bleiben soll. Zu-

sätzlich wurde in diesem Zusammenhang berücksichtigt, dass sowohl die Kirchenverfas-

sung (Artikel 31 Absatz 3) als auch die Kirchenkreisordnung (§ 2 Absatz 3) eine eigenstän-

dige Stellenplanung durch die Kirchenkreise gewährleisten, wenn auch im Rahmen der 

landeskirchlichen Planungsvorgaben. 

 

Auf dieser Grundlage sieht der Gesetzentwurf in Absatz 1 eine Rahmenregelung vor, die 

die Vielfalt von Profilen der Kirchenmusik, einen ausreichenden Umfang sowie eine ausrei-

chende Zahl von A- und B-Stellen und deren angemessene regionale Verteilung als perso-

nalwirtschaftliche Ziele der Landeskirche für die Gestaltung der Stellenplanung in den Kir-

chenkreisen vorgibt. Diese Formulierung knüpft weitgehend an die personalwirtschaftlichen 

Ziele an, die die Landessynode in ihren Leitentscheidungen für die Planungszeiträume bis 

Ende 2022 vorgegeben hat. Diese personalwirtschaftlichen Ziele bilden ein Kriterium bei 

der Genehmigung der Stellenrahmenpläne nach § 22 Absatz 3 FAG.  

 

Ergänzt werden diese Zielbestimmungen durch „weiche“ Steuerungsregelungen, die einen 

regelmäßigen Austausch zwischen den Leitungsorganen des Kirchenkreises und den Ver-

antwortlichen der landeskirchlichen Fachaufsicht sicherstellen sollen - in der Erwartung, 

dass auf diese Weise Problemstellungen und Konflikte rechtzeitig erkannt und einvernehm-

lich gelöst werden können. Hinzuweisen ist in diesem Zusammenhang insbesondere auf 

die allgemeine Regelung in § 11 Absatz 1 Satz 3 zur Zusammenarbeit zwischen den Kir-
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chenkreisen und der landeskirchlichen Fachaufsicht und zur Berücksichtigung von Stellung-

nahmen der Fachaufsicht bei Entscheidungen über die Stellenplanung. Diese allgemeine 

Regelung wird durch folgende Regelungen spezifiziert: 

− regelmäßige, mindestens einmal jährliche Teilnahme der Kirchenmusikdirektor*innen 

an den Beratungen der Ephorenkonferenz des Sprengels (§ 19 Absatz 2 Nummer 1), 

− Beratung der Kirchenkreise durch die Kirchenmusikdirektor*innen bei der Stellenpla-

nung (§ 19 Absatz 2 Nummer 2), 

− Mitwirkung der Kirchenmusikdirektor*innen bei der Konzeptentwicklung der Kirchen-

kreise für das Handlungsfeld Kirchenmusik und kirchliche Kulturarbeit (§ 19 Absatz 2 

Nummer 3), 

− Verpflichtung, das Kreiskantorat in die Entwicklung der Konzepte für das Handlungsfeld 

Kirchenmusik und kirchliche Kulturarbeit einzubeziehen (§ 17 Absatz 2 Nummer 1) 

 

§ 11 Absatz 2 ermöglicht nähere Regelungen zur Stellenplanung, die die allgemeinen Ziel-

bestimmungen in Absatz 1 durch eine Rechtsverordnung konkretisieren. Solche Regelun-

gen sollen derzeit jedoch nicht getroffen werden. Sie kommen erst dann in Frage, wenn 

die hinreichende Vielfalt der Kirchenmusik gefährdet sein sollte oder wenn es sich wegen 

der Stellensituation als zunehmend schwierig erweisen sollte sicherzustellen, dass genü-

gend A- und B-Stellen bestehen, um die Fachaufsicht und -begleitung auf der Ebene der 

Kirchenkreise zu gewährleisten oder genügend Stellen zu erhalten, die die exemplarisch-

künstlerische Dimension der Kirchenmusik hinreichend berücksichtigen.    

 

§ 11 Absatz 2 macht deutlich, dass die Interpretationshoheit für die Auslegung der unbe-

stimmten Rechtsbegriffe in Absatz 1 bei der Landeskirche und den jeweils für eine Ent-

scheidung zuständigen kirchenleitenden Organen (Landessynode, Landessynodalaus-

schuss oder Landeskirchenamt) liegt. Mit Rücksicht auf Artikel 16 der Kirchenverfassung 

wird es jedoch in möglichen künftigen Krisensituationen erforderlich sein, die Kirchenkreise 

bei der Vorbereitung von Entscheidungen, die ihre Stellenplanung einschränken können, 

angemessen zu beteiligen. Befürchtungen aus dem Stellungnahmeverfahren, die Landes-

kirche könne Kirchenkreisen, die bewusst einen Schwerpunkt auf kirchenmusikalische Ar-

beit legen, die Besetzung einer von mehreren Stellen unter Hinweis auf Vakanzen in ande-

ren Teilen der Landeskirche verweigern, ist der Normzweck von § 11 entgegenzuhalten: § 

11 soll helfen, ein vielfältiges und funktionsfähiges Netzwerk der Kirchenmusik zu erhalten. 

Zu einem solchen vielfältigen und funktionsfähigen Netzwerk gehören auch Kirchenkreise, 

die auf Kirchenmusik einen bewussten Schwerpunkt setzen. Landeskirchliche Steuerungs-

entscheidungen, die lediglich der Verteilung eines Mangels dienen, laufen diesem Norm-

zweck zuwider.   
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zu § 12: 

§ 12 knüpft an die Richtlinien für den Dienst der Kirchenmusiker vom 16. Dezember 1977 

(Kirchl. Amtsbl. S. 193; im Folgenden: Richtlinien) an. Absatz 1 beschreibt in gestraffter 

Form die Aufgaben der Kirchenmusiker*innen und ihre Mitverantwortung für die Gestal-

tung und Entwicklung des kirchlichen Lebens, die sie gemeinsam mit den jeweiligen Lei-

tungsorganen, insbesondere gemeinsam mit Kirchenvorstand und Pfarramt einer Kirchen-

gemeinde, wahrnehmen. Grundsätzlich halten die Regelungen am Bild einer kirchenmusi-

kalischen Generalistin oder eines kirchenmusikalischen Generalisten fest. Absatz 2 eröffnet 

allerdings Möglichkeiten, in der Dienstanweisung Schwerpunkte in der kirchenmusikali-

schen Arbeit zu bilden oder das inhaltliche Profil der Stelle (Pop, Gospel usw.) näher zu 

beschreiben. Die Rückbindung solcher Schwerpunktsetzungen oder Profilbildungen an die 

Fachaufsicht ist dadurch gewährleistet, dass die Dienstanweisungen für Kantor*innen in A- 

und B-Stellen der Zustimmung durch den*die KMD bedürfen.   

 

Im Stellungnahmeverfahren wurde teilweise die Befürchtung geäußert, das in Absatz 1 

gezeichnete Bild des kirchenmusikalischen Dienstes könne zu einer strukturellen Überfor-

derung von Kirchenmusiker*innen führen. Dem kann aber durch eine Schwerpunktsetzung 

im Rahmen der Dienstanweisung nach Absatz 2 vorgebeugt werden. Insbesondere die 

Sätze 1 bis 3 von Absatz 1 machen außerdem deutlich, dass der Zweck dieses Absatzes 

u.a. darin besteht, die eigenständige Verantwortung von Kirchenmusiker*innen für die Ge-

staltung und Entwicklung des kirchlichen Lebens in ihrem Einsatzbereich zu betonen und 

sicherzustellen, dass das kirchenmusikalische Geschehen nicht ohne ihre Beteiligung ge-

staltet wird. Gleichzeitig ist mit dieser Verantwortung die Erwartung verbunden, dass Kir-

chenmusiker*innen ihre weit reichende Verantwortung auch tatsächlich wahrnehmen.  

 

Eine nochmalige Bezugnahme von Absatz 1 auf die Konzeption des Kirchenkreises oder der 

Kirchengemeinde, wie sie im Stellungnahmeverfahren vorgeschlagen wurde, wurde beim 

zweiten Fachtag im August 2024 erörtert, im Ergebnis aber nicht als erforderlich angese-

hen. Die Dienstanweisung nach Absatz 2 bietet genügend Möglichkeiten, die konzeptionel-

len Vorgaben des Kirchenkreises und einer Kirchengemeinde in Bezug auf den konkreten 

Aufgabenbereich einer Kirchenmusikerin oder eines Kirchenmusikers umzusetzen.  

 

Zu Absatz 3 wurden im Stellungnahmeverfahren weitere Konkretisierungen (Heranziehung 

von Sachverständigen, Leihverträge für Instrumente) angemahnt. Diese sollen nach dem 

Ergebnis der Diskussion beim zweiten Fachtag im August 2024 jedoch nicht im Rahmen 

des Gesetzes, sondern in etwaigen Ausführungsbestimmungen geregelt werden. 
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Neu ist die Regelung in Absatz 4, die mit Rücksicht auf die Bedeutung der Kirchenmusik 

als wichtiger Teil des kulturellen Lebens der Gesellschaft insbesondere in Satz 2 klarstellt, 

dass Kirchenmusiker*innen in öffentlichen Veranstaltungen auch Werke aufführen können, 

die nicht unmittelbar der Verkündigung des Evangeliums dienen.  

 

zu § 13: 

§ 13 knüpft ebenso wie § 12 an die Richtlinien für Kirchenmusiker an. Die Vorschläge des 

ersten Entwurfs sorgten für eine intensive Diskussion im Stellungnahmeverfahren mit ins-

gesamt 30 Diskussionsbeiträgen. Ausführlich wurden auf der Grundlage eigener unter-

schiedlicher Erfahrungen die Kompetenzverteilung zwischen Kirchenmusiker*innen und 

den für die liturgische Leitung eines Gottesdienstes verantwortlichen Personen, mögliche 

Konfliktsituationen, die Ermöglichung stilistischer Vielfalt und die Verlässlichkeit von Ab-

sprachen diskutiert. In der Diskussion bildete sich ein breiter Konsens heraus, dass die 

Kirchenmusiker*innen und die für die liturgische Leitung eines Gottesdienstes verantwort-

lichen Personen gemeinsam für die Vorbereitung eines Gottesdienstes einschließlich der 

Auswahl der Gemeindegesänge verantwortlich sind und dass diese gemeinsame Verant-

wortung auch in der einvernehmlichen und rechtzeitigen Gestaltung und Terminierung von 

Gottesdiensten ihren Ausdruck findet. Erinnert wurde in diesem Zusammenhang u.a. da-

ran, dass die einzelnen Elemente eines Gottesdienstes aufeinander bezogen sein sollen 

und dass das Kirchenmusikgesetz insbesondere in § 2 Absatz 3 die Bedeutung interprofes-

sioneller Zusammenarbeit hervorhebt.  

 

Auf dieser Grundlage wurden beim zweiten Fachtag im August 2024 die Absätze 1 und 2 

des ersten Entwurfs zusammengefasst und neu formuliert. Auf die gesonderte Erwähnung 

der Kasualien wurde dabei verzichtet. Denn auch Gottesdienste aus Anlass sog. Amtshand-

lungen sind Gottesdienste.  

 

Absatz 2 greift die allgemeine Regelung in § 50 Absatz 1 KKO auf und wendet sie für alle 

Kirchenmusiker*innen gleichermaßen an. 

 

zu § 14: 

§ 14 regelt das allgemeine Recht und die allgemeine Pflicht, sich fortzubilden (Absatz 1), 

die Verpflichtung zur Teilnahme an der Fortbildung in den ersten Dienstjahren (Absatz 2) 

und die Verpflichtung zur Teilnahme an den jährlichen Treffen der Kirchenmusiker*innen 

im Kirchenkreis sowie an den Konventen im Fachaufsichtsbezirk und in der Landeskirche 

(Absatz 3). Auf Grund der Diskussion beim zweiten Fachtag im August 2024 wurde dabei 

in Absatz 3 klargestellt, dass nur beruflich tätige Kirchenmusiker*innen zur Teilnahme an 
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den Treffen im Kirchenkreis verpflichtet sind. Denn freiberuflich tätige Kirchenmusiker*in-

nen sind in ihrem Dienst nicht an Weisungen gebunden.  

 

zu § 15: 

§ 15 regelt den Inhalt der Dienstaufsicht und die Zuständigkeiten für deren Ausübung. Die 

Regelung zur Dienstaufsicht der Superintendent*innen gegenüber Kantor*innen in landes-

kirchlicher Anstellungsträgerschaft, die sie als Vorsitzende des Kirchenkreisvorstandes aus-

üben, entspricht der Regelung zur Dienstaufsicht gegenüber Diakon*innen in § 13 Absatz 

1 DiakG. Sie steht aber einer Übertragung der Dienstaufsicht auf ein anderes ordiniertes 

Mitglied des Kirchenkreisvorstandes oder auf eine Stellvertretung im Aufsichtsamt nach 

den allgemeinen Regelungen in § 45 Absatz 6 KKO nicht entgegen. Der Vorschlag aus dem 

Stellungnahmeverfahren, die Dienstaufsicht gegenüber Kirchenmusikdirektor*innen auf 

die Regionalbischöf*innen zu übertragen, wurde nicht aufgegriffen, weil die Sprengel keine 

eigenständige Handlungsebene bilden, sondern lediglich die landeskirchlich geordneten Zu-

ständigkeitsbereiche der Regionalbischöf*innen darstellen.  

 

zu § 16: 

§ 16 beschreibt die allgemeinen Aufgaben der Fachaufsicht und benennt die jeweils zu-

ständigen Stellen. Die Bestimmung knüpft ebenso wie die folgenden Einzelbestimmungen 

zur Fachaufsicht an die Regelungen der Ordnung für die Fachaufsicht über die Kirchenmu-

siker und Kirchenmusikerinnen vom 2. März 2015 (Kirchl. Amtsbl. S. 5; im Folgenden: 

Fachaufsichtsordnung) an. Sie übernimmt diese Regelungen aber nur in gestraffter und an 

die heutigen kirchlichen Verhältnisse angepasster Form. Insbesondere wurde darauf ge-

achtet, die Instrumente der Fachaufsicht im Aufwand handhabbarer und gleichzeitig wirk-

samer auszugestalten. Weggefallen sind daher z.B. die Regelungen zu den Berichten des 

Kreiskantorats (§ 11 der Fachaufsichtsordnung). Hinzugefügt wurden die Regelungen zur 

Verantwortung der Fachaufsicht auf allen Ebenen für die Gewinnung und Förderung des 

kirchenmusikalischen Nachwuchsen in den unterschiedlichen Profilen der Kirchenmusik (§ 

16 Abs. 1) und die Regelungen zur Beteiligung der Fachaufsicht an der Stellenplanung der 

Kirchenkreise, die unter § 11 bereits erläutert wurden. Neu ist auch die Rahmenregelung 

zur Ergänzung der Fachaufsicht durch eine spezielle Fachberatung für einzelne Profile der 

Kirchenmusik (Absatz 5) und die Regelung in Absatz 6, die sich mit der Abstimmung unter 

den verschiedenen Stellen der Fachaufsicht und mit den Orgelrevisor*innen befasst.  

 

zu §§ 17 und 18: 

Die §§ 17 und 18 regeln die Aufgaben sowie die Beauftragung und die Finanzierung des 

Kreiskantorats. Neu ist insbesondere, dass das Kreiskantorat und nicht der*die KMD die 
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vorrangige Zuständigkeit für die Mitwirkung bei den Visitationen der kirchlichen Körper-

schaften im Kirchenkreis hat, soweit nicht A- oder B-Stellen oder die Posaunenchorarbeit 

betroffen sind (§ 17 Absatz 2 Nummer 3). Auf Grund eines Hinweises im Stellungnahme-

verfahren wurde die Auftragsbeschreibung des Kreiskantorats in § 17 Absatz 1 um den 

Auftrag ergänzt, die stilistische Vielfalt des kirchenmusikalischen Lebens im Kirchenkreis 

zu fördern. Und auf Grund der Diskussionen während des zweiten Fachtags im August 2024 

wurde in § 17 Absatz 3 der Hinweis ergänzt, dass Vertreter*innen der kirchenmusikalischen 

Verbände zu den Treffen der Kirchenmusiker*innen im Kirchenkreis eingeladen werden 

sollen. In § 18 Absatz 1 wurde durch eine Umformulierung die Möglichkeit eröffnet, in 

Ausnahmefällen auch eine Kantorin oder einen Kantor von außerhalb des Kirchenkreises 

mit den Aufgaben des Kreiskantorats zu beauftragen.  

 

zu §§ 19 bis 22: 

Die §§ 19 bis 22 enthalten die notwendigen Regelungen zu den Aufgaben und zur Beauf-

tragung der Kirchenmusikdirektor*innen, zu den Fachaufsichtsbezirken, zur Finanzierung 

der Fachberatung im Fachaufsichtsbezirk, zum Konvent der Kantor*innen im Fachauf-

sichtsbezirk und zum KMD-Konvent. Wie bei § 11 bereits erläutert wurde, wurden insbe-

sondere die Regelungen zur Mitwirkung der Kirchenmusikdirektor*innen an der Stellenpla-

nung der Kirchenkreise konkretisiert. Der Vorsitz im KMD-Konvent liegt nach § 22 Absatz 

2 künftig nicht mehr bei der für Kirchenmusik zuständigen Referatsleitung des Landeskir-

chenamtes, sondern bei dem*der LKMD. Das entspricht der künftigen Stellung des*der 

LKMD als oberste Fachaufsichtsstelle für die Kirchenmusik, die bei § 24 noch näher zu 

erläutern ist.  

 

zu § 23: 

§ 23 regelt die Fachaufsicht über die Posaunenchorarbeit und beschreibt in diesem Zusam-

menhang in Absatz 1 insbesondere die Aufgaben der Landesposaunenwart*innen. Absatz 

2 eröffnet die Möglichkeit, den Landesposaunenwart*innen durch die Ordnung für das Po-

saunenwerk vom 15. September 2020 (Kirchl. Amtsbl. S. 116) weitere Aufgaben zu über-

tragen. Absatz 3 regelt die Berufung der Landesposaunenwart*innen durch das Landeskir-

chenamt und durch einen Verweis auf die entsprechenden Bestimmungen für Kirchenmu-

sikdirektor*innen die Abgrenzung ihrer Fachaufsichtsbezirke sowie die Finanzierung ihrer 

Arbeit. Absatz 3 Satz 3 eröffnet die Möglichkeit, in der Ordnung für das Posaunenwerk, die 

vom Landeskirchenamt erlassen wird, nähere Regelungen zur Berufung der Landesposau-

nenwart*innen zu treffen.  
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Zu §§ 24 und 25: 

Die §§ 24 und 25 enthalten erstmals Regelungen über die Aufgaben, die Berufung und die 

Stellvertretung des*der LKMD. Der*die LKMD soll zukünftig an Stelle der zuständigen Re-

feratsleitung des Landeskirchenamtes die oberste Fachaufsichtsstelle für die Kirchenmusik 

sein (§ 24 Absatz 1 Nummer 4) und selbst nur der Dienstaufsicht durch das Landeskir-

chenamt unterliegen (§ 25 Absatz 3). Diese Aufgabenverteilung entspricht der Stellung 

des Landeskirchenamtes, das als kirchenleitendes Organ vorrangig für die Einordnung der 

Kirchenmusik in die Gesamtheit der kirchlichen Handlungsfelder und für die Vertretung 

gesamtkirchlicher Belange verantwortlich ist.  

 

zu § 26: 

Gegenüber der Übergangsregelung in § 15 Abs. 3 DiakG sieht Absatz 3 eine wesentlich 

kürzere Frist für die Überleitung der Kantor*innen in A- oder B-Stellen in ein Beschäfti-

gungsverhältnis mit der Landeskirche vor. Das erscheint gerechtfertigt, weil durch die an-

stehende Übernahme der Diakon*innen in den Dienst der Landeskirche zum 1. April 2025 

bis Anfang 2026 genügend Erfahrungen vorliegen werden, was bei der Beratung über das 

Verfahren und die Auswirkungen einer Übernahme in den landeskirchlichen Dienst zu be-

achten ist und wie die administrativen Vorkehrungen für die Übernahme der Personalver-

waltung im einzelnen gestaltet werden müssen. Auf Grund erster Erfahrungen im Zusam-

menhang mit der Überleitung der Diakon*innen wurde durch eine Ergänzung von Absatz 3 

klargestellt, dass die Übernahme in ein Beschäftigungsverhältnis mit der Landeskirche nur 

unter Fortgeltung der bisherigen Vertragsbedingungen (z.B. zum Umfang des Beschäfti-

gungsverhältnisses oder zu einer Befristung) erfolgt. Außerdem wurde das Datum der 

Übernahme in ein landeskirchliches Beschäftigungsverhältnis auf den 1. April 2026 (ur-

sprünglich vorgesehen: spätestens zum 1. Januar 2026) verschoben.   

 

 


